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Vortrag von Politikwissenschaftler Dr. Sascha 

Arnautović bei der GSP-Sektion Aachen-

Heinsberg am 8. Juni 2026 (Mo.) im Haus 

Basten in Geilenkirchen zum Thema 

„Deutschland in Europa allein auf weiter Flur – 

zur Not auch ohne das geschwächte 

Frankreich?“ 

 

Gliederung: 

 

1. Hinführung zum Thema und Problemstellung: Abwendung der USA 

von Europa unter Trump 2.0 und das europäische Dilemma 

 

2. Deutschland als europäische Führungsmacht: Die schwarz-rote 

Regierung unter Bundeskanzler Merz und ihre Ausgangslage 

 

3. Frankreich unter Druck: Präsident Macrons außenpolitische 

Ambitionen und die harte Realität der Innenpolitik 

 

4. Fazit und Ausblick: Kann der europäische Balanceakt gelingen oder 

scheitert Europa? 

 

(Hinweis: Es gilt das gesprochene Wort.) 
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1. Hinführung zum Thema und Problemstellung: 

Abwendung der USA von Europa unter Trump 2.0 

und das europäische Dilemma 

 

Keine Frage: Deutschland ist politisch und wirtschaftlich eine Macht 

von erheblichem Gewicht in Europa. Auch militärisch hat sich in der 

Bundesrepublik vieles wieder zum Guten gewendet angesichts des 

Ukraine-Krieges seit Februar 2022 und der damit einhergehenden 

russischen Bedrohung für den gesamten Kontinent nach vielen Jahren 

der unverantwortlichen Sparmaßnahmen bei der Bundeswehr. Alles in 

allem deutet vieles darauf hin, dass Deutschland grundsätzlich das 

Potenzial besitzt, um endgültig zu einer europäischen Führungsmacht 

zu werden. Doch geht das notfalls auch ohne das innenpolitisch stark 

geschwächte Frankreich, sodass in den kommenden Jahren weiterer 

substanzieller Fortschritt in außen- und in sicherheitspolitischer 

Hinsicht in Europa zu erwarten ist? Dieser bedeutsamen Frage gehe ich 

in meinem heutigen Vortrag nach. Ich werde versuchen, darauf eine 

Antwort zu geben. 

Doch damit nicht genug: Lange Zeit hatten die politisch 

Verantwortlichen in Berlin darauf gehofft, dass eine zweite Trump-

Präsidentschaft nicht zustande kommt. Wieder einmal – nach der US-

Wahl 2016 – hatte man auf politischer Ebene in der deutschen 

Hauptstadt die Rechnung ohne den Wirt gemacht, was erneut ein 

fataler Fehler gewesen ist. Nach gut eineinhalb Jahren zweiter Amtszeit 

des republikanischen Präsidenten Donald J. Trump wird es diesmal 

sogar noch problematischer werden, da die neue US-Regierung immer 

wieder darauf beharrt, dass das „America first“-Prinzip unumstößlich 

sei und das Wohlergehen der USA eindeutig wichtiger wäre als die 

transatlantische Partnerschaft. In der Konsequenz bedeutet dies, dass 
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die USA unter Trump 2.0 weder den atomaren Schutzschirm für 

Europa garantieren werden noch Klarheit darüber herrscht, ob die 

NATO als westliches Verteidigungsbündnis in absehbarer Zeit noch 

Bestand haben wird. 

Und genau dieses europäische Dilemma zeigt, wie brüchig 

mittlerweile die transatlantischen Beziehungen geworden sind. Dieser 

Umstand legt nahe, dass der europäische Kontinent – im Sinne der 

strategischen Autonomie Europas – gut beraten wäre, zukünftig für 

seine eigene Sicherheit zu sorgen. Selbstverständlich ist es bis dahin 

noch ein weiter Weg. Dennoch stehen wir in „EU-Europa“ vor einer 

echten Zeitenwende, so wir sicherstellen wollen, dass unser Kontinent 

nicht in der Bedeutungslosigkeit versinkt. Die Lage ist ernst, sogar sehr 

ernst, weswegen wir uns keinen Illusionen hingeben sollten! Es gilt, die 

Zeichen der Zeit zu erkennen und endlich in der Sache konsequent und 

geeint zu handeln. 

So weit, so gut: Leider hat das Ganze jedoch einen Haken. Tatsache 

ist nämlich, dass Europa mit zwei Führungsmächten wie Deutschland 

und Frankreich – zusätzlich mit Großbritannien als sicherheitspolitisch 

potentem Akteur, wenngleich nicht mehr seit dem sogenannten Brexit 

als zusätzliche EU-Führungsmacht – relativ gut dasteht. Aber Tatsache 

ist auch, dass in Frankreich die innenpolitische Situation recht volatil 

ist, zumindest bis die Präsidentschaftswahl 2027 die entsprechende 

Klärung der politischen Verhältnisse bringt. Gerade sieht es allerdings 

nicht sonderlich rosig für das politische Erbe Macrons über die Wahl 

2027 hinaus aus, weil die Rechtspopulisten – besonders die Partei 

„Rassemblement National“ unter der Leitung von Marine Le Pen und 

Jordan Bardella – in den vergangenen Jahren an Zustimmung 

gewonnen haben, zuletzt bei den Kommunalwahlen im März dieses 

Jahres. Eine kleine Fußnote an dieser Stelle: Derzeit befindet sich die 
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eigentlich als Präsidentschaftskandidatin gehandelte Le Pen in einem 

Berufungsprozess wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder. Das Urteil 

wird darüber entscheiden, ob sie wieder zu Wahlen antreten darf. 

Umso mehr wird es in der Zwischenzeit darum gehen, die 

Entwicklungen in Washington, D.C. genau zu verfolgen und weiter an 

der eigenen Performance zu arbeiten, sodass EU-Europa nicht böse 

überrascht wird und am Ende das Nachsehen hat. Was gebraucht wird 

ist eindeutig ein starkes, geeintes und selbstbewusstes Europa, das sich 

weder von einem US-Präsidenten Trump und seinen Drohgebärden 

(US-Strafzölle, Abzug von US-Truppen usw.) noch von Russlands 

Präsident Putin und seinem „stillen Krieg“ (Cyberangriffe, 

Desinformationskampagnen, Sabotageakte etc.) beindrucken lässt. 

Was über einen langen Zeitraum hinweg in Deutschland und Europa 

nicht verstanden worden ist und wo man der Bequemlichkeit den 

Vorzug gab, muss nun innerhalb eines überschaubaren zeitlichen 

Rahmens der Spagat gelingen, EU-Europa zu einem neuen globalen 

Machtzentrum zu entwickeln. Dies wird entscheidend dafür sein, ob 

unser Kontinent untergeht oder aus eigener Stärke heraus diejenigen 

notwendigen Schritte unternimmt, um das „europäische Projekt“ neu 

zu begründen und damit zukunftsfest zu machen. 

Wir sind inzwischen an einer Weggabelung angekommen, wo 

endgültig von den europäischen Staaten entschieden werden muss, ob 

wir unsere nationalen Egoismen aufgeben wollen, um dann ein starkes 

Europa als letztes Bollwerk der liberalen Demokratie gegen die „Achse 

der Autokraten“ (Anne Applebaum) zu haben, oder ob wir weiterhin in 

einem Zustand verharren wollen, wo wir schwach, wenig beweglich und 

hilflos den Autokraten und Demokratieverächtern wie Xi Jinping, 

Wladimir Putin und Donald J. Trump ausgeliefert sind. Dieser 

entscheidenden und wegweisenden Frage können wir nicht mehr 
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länger ausweichen. Das Zeitfenster zur Abwendung der schlimmsten 

Katastrophe für ganz Europa schließt sich zusehends, es geht jetzt 

wirklich um alles. Gerade auch vor dem Hintergrund, dass die Feinde 

der Demokratie zum Teil schon in den nationalen Parlamenten der 

europäischen Staaten sitzen oder sogar bereits den Regierungen von 

einzelnen EU-Staaten angehören. Es ist fünf vor zwölf und somit 

höchste Zeit, um endlich zu handeln. 

 

2. Deutschland als europäische Führungsmacht: Die 

schwarz-rote Regierung unter Bundeskanzler Merz 

und ihre Ausgangslage 

 

Am 13. August 2025 war die neue Bundesregierung genau 100 Tage im 

Amt. Der Anfang ist damit gemacht worden. Eines der zentralen 

Vorhaben, das dem Koalitionsvertrag mit dem Titel „Verantwortung für 

Deutschland“ für die 21. Legislaturperiode zwischen CDU/CSU und 

SPD zu entnehmen ist, ist „eine starke Außenpolitik“. Ziel dabei ist es, 

die Bundesrepublik Deutschland (BRD) international wieder zu einem 

ernst zu nehmenden Akteur und starken Partner zu machen. 

Ich darf an dieser Stelle die wesentlichen Punkte wortwörtlich 

zitieren (S. 135): „Die EU ist Garantin für Freiheit, Frieden, Sicherheit 

und Wohlstand. Diese Werte stehen angesichts historischer 

Umwälzungen massiv unter Druck. Mut, Entschlossenheit und 

europäische Antworten sind das Gebot der Stunde. Eine gute Zukunft 

unseres Landes wird es nur mit einer starken und demokratischen EU 

geben. Wir werden alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die 

Handlungsfähigkeit und strategische Souveränität der EU zu stärken. 

Mehr denn je braucht die EU ein starkes Deutschland, das sich mit 
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europäischer Überzeugung, Ideen und Engagement einbringt. Wir 

bekennen uns zu einer effektiven, kohärenten und verlässlichen 

Europapolitik mit konstruktivem Gestaltungsanspruch, im deutschen 

und europäischen Interesse. Wir verteidigen Europa gegen seine 

inneren und äußeren Feinde. Wir stehen weiter fest an der Seite der 

Ukraine in ihrem Freiheitskampf und werden sie so lange wie nötig mit 

militärischer, diplomatischer, wirtschaftlicher und humanitärer Hilfe 

unterstützen. Die deutsch-französische Freundschaft bleibt von 

überragender Bedeutung für ganz Europa. Wir werden sie auf 

Grundlage des wegweisenden Élysée-Vertrags und dessen 

Weiterentwicklung durch den Vertrag von Aachen vertiefen. Ebenso 

wollen wir die Freundschaft zu unserem östlichen Nachbarland Polen 

weiter ausbauen. Im Weimarer Dreieck werden wir die enge 

Abstimmung zu allen relevanten Fragen der Europapolitik suchen, um 

im Dienst der ganzen EU geeinter zu handeln. Im Format „Weimar 

plus“ sollten auch weitere enge Partner einbezogen werden. […].“ 

Wenn es also das erklärte Ziel ist, die BRD international wieder zu 

einem ernst zu nehmenden Akteur und starken Partner zu machen, 

dann stellt sich die Frage, wie dieses Vorhaben gelingen kann. 

In Europa und international wird Deutschland wieder stärker 

wahrgenommen und ernst genommen. Die BRD ist ein verlässlicher 

Partner in der Außenpolitik und Impulsgeber für die europäische 

Integration. Deutschlands aktive Rolle in multilateralen 

Organisationen und sein Engagement in globalen Krisen tragen dazu 

bei, das internationale Vertrauen weiter zu stärken. Insgesamt drei 

Punkte sollen hier besonders hervorgehoben werden, als da sind: 

→ Führung in Europa: Die Bundesregierung setzt sich 

entschlossen für eine starke, handlungsfähige und demokratische EU 

ein – als Garantin für Freiheit, Sicherheit und Wohlstand. Angesichts 
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globaler Umbrüche braucht Europa Mut und gemeinsame Antworten. 

Deutschland übernimmt Verantwortung: mit strategischem 

Engagement, europäischer Überzeugung und einer effektiven 

Europapolitik im nationalen und europäischen Interesse – für mehr 

Sicherheit, eine stärkere Wettbewerbsfähigkeit und eine geordnete 

Migration. 

→ Stärkung der Verteidigung: Auf die gestiegene 

Bedrohungslage hat die Bundesregierung innerhalb der NATO und für 

die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands erste richtungsweisende 

Entscheidungen getroffen. Bis 2029 will sie 3,5 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) in die Verteidigung investieren. Bis 2035 

sollen außerdem 1,5 Prozent des BIP in verteidigungsnahe Bereiche wie 

Infrastruktur, Cybersicherheit und Geheimdienste fließen. 

→ Modernisierung der Bundeswehr: Neue Finanzregeln 

ermöglichen höhere Investitionen in die Bundeswehr und sichern die 

dauerhafte Unterstützung der Ukraine. Planungs- und 

Beschaffungsprozesse für die Bundeswehr werden vereinfacht und 

beschleunigt. 

Um den Bogen an dieser Stelle im Folgenden zu Deutschlands 

Außenpolitik im Jahr 2026 zu spannen: Sie ist im Wesentlichen von der 

Suche nach Orientierung geprägt. Es sind zweifellos Zeiten des 

Umbruchs. Egal ob die USA, die Ukraine, China oder Nahost – 

Deutschland hat durchaus große Mühe, mit den rasanten 

weltpolitischen Veränderungen Schritt zu halten. 

Das außenpolitische Grundproblem für die Bundesregierung unter 

Kanzler Friedrich Merz (CDU) und unter Vizekanzler und 

Finanzminister Lars Klingbeil (SPD) hat der inzwischen emeritierte 

Professor für Politikwissenschaft Herfried Münkler folgendermaßen 

zusammengefasst: „Der liberale Idealismus einer regelbasierten 

internationalen Ordnung hat sich als Illusion herausgestellt.“ 

Denn von Multilateralismus und einer regelbasierten Weltordnung 

zu retten, was zu retten ist, das ist weiterhin das übergeordnete Ziel der 
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aktuellen Bundesregierung. „China und Russland versuchen, die auf 

dem Völkerrecht basierende internationale Ordnung umzuschreiben“, 

sagte Bundesaußenminister Dr. Johann Wadephul (CDU). 

Und Bundeskanzler Merz klagt, die regelbasierte Ordnung werde 

heute nicht nur von autoritären politischen Systemen infrage gestellt. 

„Es gilt eben leider auch für Amerika“, sagte der deutsche Kanzler im 

Hinblick auf Präsident Donald Trump. Das jüngste US-Strategiepapier, 

konkret die „National Security Strategy of the United States“ vom 

November 2025, mit scharfer Kritik an den europäischen Verbündeten 

und der EU hat diesen Eindruck noch verstärkt. 

Man muss daher nüchtern feststellen: Der Abschied der USA von 

Europa hat schon längst begonnen. Die größte Sorge in deutschen 

Politiker- und Militärkreisen besteht darin, dass sich die USA 

sicherheitspolitisch von Europa zunehmend abnabeln. Dabei ist dieser 

Prozess bereits in vollem Gange. Anfang Dezember 2025 sagte 

Generalleutnant Dr. Christian Freuding, seit dem 1. Oktober letzten 

Jahres Inspekteur des Heeres, in einem Interview mit der US-

Zeitschrift „The Atlantic“, der direkte Kontakt mit seinen US-

amerikanischen Gesprächspartnern sei inzwischen „abgeschnitten“. 

Früher sei ein direkter Austausch „Tag und Nacht“ möglich gewesen. 

Der Wegfall schneller Kommunikationswege sei für ihn daher ein 

„Alarmzeichen“, insbesondere mit Blick auf einen möglichen 

russischen Angriff auf östliche NATO-Staaten. Unmittelbar bekommen 

die Europäer die Abwendung der USA unter Trump 2.0 beim Thema 

„Ukraine“ zu spüren. US-Präsident Trump drängt auf einen Frieden, 

der den Forderungen von Russlands Präsident Wladimir Putin weit 

entgegenkäme. Auch die US-Sicherheitsstrategie 2025 spricht von 

einer „strategischen Stabilität“ mit Russland – zum völligen Entsetzen 

der Europäer. 
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Dr. Henning Hoff von der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 

Politik e. V. (kurz: DGAP) in Berlin sagte in einem Interview mit der 

Deutschen Welle (kurz: DW) wie folgt: „Wenn es dazu kommt, dass die 

US-Amerikaner sich irgendwie verabschieden, steigt noch einmal der 

Druck auf die Europäer, handlungsfähig zu sein und eine starke 

Gegenmacht zu bilden.“ 

Kanzler Friedrich Merz versucht, zusammen mit Frankreichs 

Präsident Emmanuel Macron und mit dem britischen Premierminister 

Keir Starmer, der schwindenden Unterstützung der USA etwas 

entgegenzusetzen. „Niemand sollte an unserer Unterstützung für die 

Ukraine zweifeln“, sagte Merz bei einem der Dreiertreffen in London 

Anfang Dezember 2025. Doch alle drei Regierungschefs haben mit 

angespannten Haushalten, mit innenpolitischem Druck von rechts und 

mit nachlassender öffentlicher Unterstützung für die Ukraine zu 

kämpfen, was das Ganze für sie nicht einfacher macht. 

Unter diesen Umständen wird deutlich, dass die derzeitige 

Bundesregierung in ihrer Außen- und Europapolitik und zusätzlich 

auch noch in der Innenpolitik vor großen Herausforderungen steht, 

deren erfolgreiche Bewältigung – im Sinne eines effektiven 

Krisenmanagements – noch längst nicht ausgemacht ist. 

Zusammengefasst: Die deutsche Außenpolitik steht im Jahr 2026 

unter der Führung von Bundeskanzler Friedrich Merz vor einer 

fundamentalen Neuorientierung. Sie ist maßgeblich geprägt von der 

Suche nach neuer Orientierung in einer Welt, die sich durch große 

Machtverschiebungen, internationale Konflikte und wirtschaftliche 

Herausforderungen drastisch verändert hat. 

Es lassen sich insgesamt vier strategische Schwerpunkte ausmachen: 
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→ Erstens: Sicherheit und Verteidigung – die 

Bundesregierung hat die Erhöhung der Verteidigungsfähigkeit des 

Landes zur obersten Priorität erklärt. Erstmals stationiert die 

Bundeswehr dauerhaft eine Brigade im Ausland (Litauen) zur Stärkung 

der NATO-Ostflanke. Die Koordination der Sicherheitspolitik wurde 

zentralisiert. 

→ Zweitens: Europäische Souveränität – der Zusammenhalt 

und die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union (EU) bleiben die 

wichtigste außenpolitische Aufgabe für die Bundesregierung und die 

deutsche Bevölkerung. 

→ Drittens: Wirtschaftlicher Druck – die traditionelle 

deutsche Wirtschafts- und Exportstärke gerät zunehmend unter Druck, 

da beispielsweise der chinesische Markt für deutsche Autos schrumpft, 

während China im Technologiesektor weltweit Marktanteile gewinnt. 

Dies erfordert einen Spagat zwischen harter Diplomatie und der 

Sicherung und Verteidigung eigener Wirtschaftsinteressen. 

→ Viertens: Globale Krisen – die deutsche Diplomatie ist stark 

durch notwendige Maßnahmen des Krisenmanagements gefordert. 

Dazu gehören die andauernde Unterstützung der Ukraine gegen den 

russischen Angriffskrieg sowie geopolitische Erschütterungen wie die 

Ausweitung der Konflikte in Nahost. 

Schlussfolgerung: Die Bundesregierung versucht, diesen 

Herausforderungen unter anderem mit einem Auswärtigen Amt zu 

begegnen, das im Bundeshaushalt mit rund 6 Milliarden Euro 

ausgestattet ist, um trotz angespannter Haushaltslagen handlungsfähig 

zu bleiben. Ob das gelingt, bleibt indes abzuwarten. Fakt ist: Die 

gegenwärtige Welt befindet sich in einer Zeit großer Umbrüche. 

Deutschlands Sicherheit ist so bedroht wie seit dem Zweiten Weltkrieg 

nicht mehr, vor allem durch „Putins Russland“. Das Ziel deutscher 

Außen- und Sicherheitspolitik bleibt die Bewahrung des Friedens in 

Freiheit und Sicherheit. Es geht um eine verantwortungsvolle 

Außenpolitik Deutschlands und um ein geeintes Europa. Um 

letztgenannten Punkt sicherzustellen, müsste Berlin jedoch die 
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Bereitschaft haben, wenigstens zur europäischen Führungsmacht zu 

avancieren. Dafür müsste aber der Wille Berlins klar erkennbar sein, 

endlich das „Ende der Selbstfesselung“ (Stefan Fröhlich, 2019) 

einzuleiten. Die Hoffnung stirbt bekanntlich zuletzt. 

 

3. Frankreich unter Druck: Präsident Macrons 

außenpolitische Ambitionen und die harte Realität 

der Innenpolitik 

 

Die französische Außenpolitik beruht im Wesentlichen auf der Wahrung 

von Selbstbestimmung und Souveränität der Französischen Republik bzw. 

der République Française, was der offizielle Staatsname Frankreichs ist. 

Obwohl der westeuropäische Staat durch seine Mitgliedschaft sowohl in 

der EU als auch in der NATO eng in die euroatlantischen Strukturen 

eingebunden ist, versteht er sich als eine eigenständige Großmacht. 

Immerhin kann Frankreich auf eine jahrhundertealte Tradition als 

bedeutende europäische Macht zurückblicken und gehörte zu den großen 

europäischen Kolonialmächten, weshalb es in der Frankofonie (= 

Französischsprachigkeit) heute noch zahlreiche Sprecher des 

Französischen gibt. Im 21. Jahrhundert versucht Frankreich, dieses Erbe 

zu nutzen und begreift sich bis heute als Ordnungsmacht im 

französischsprachigen Afrika. Das westeuropäische Land betreibt auch 

eine aktive Kulturpolitik über Institutionen wie das Institut français oder 

die Alliance française. 

Frankreich gehört zu den insgesamt fünf ständigen Vetomächten im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) und ist ferner eine 

Atommacht. Das Land besaß im Jahr 2023 insgesamt 249 

Auslandsvertretungen, darunter 158 Botschaften, welches damit zu den 
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umfangreichsten diplomatischen Netzwerken weltweit zählt. Die 

Französische Republik verfügt als bedeutende Militärmacht auch über 

zahlreiche militärische Stützpunkte im Ausland und hat zur Wahrung 

„nationaler Interessen“ nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

wiederholt im Ausland interveniert, so beispielsweise auf dem Kontinent 

Afrika. 

Zu den Grundlagen französischer Außenpolitik im Folgenden einige 

Anmerkungen meinerseits: 

Die Außenpolitik ist in der Verfassung der Fünften Französischen 

Republik die Domäne des Präsidenten (sog. domaine réservé). Dieser hat 

eine große Machtfülle bei der Gestaltung der Außen-, Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik und ist auch der Oberbefehlshaber der französischen 

Streitkräfte. Der Präsident hat kaum institutionelle Gegenspieler wie z. B. 

ein starkes Parlament, welches ihm bei der Gestaltung der Außenpolitik 

Steine in den Weg legen könnte. Das Außenministerium Frankreichs und 

der Außenminister sind lediglich damit beauftragt, die Vorgaben des 

Präsidenten umzusetzen, wobei sich das reale Ausmaß des Einflusses der 

Präsidenten auf die Außenpolitik – je nach Regierung und Persönlichkeit 

des Präsidenten – auch unterscheiden kann. Frankreich verfügt über eines 

der ältesten und am besten vernetzten diplomatischen Netzwerke – mit 

Botschaften und anderen Institutionen in den meisten Hauptstädten der 

Welt. In ihrer Orientierung ist die französische Diplomatie tendenziell 

nach Süden auf den Mittelmeerraum und auf Afrika ausgerichtet, 

Regionen also, die als klassische Einflusssphären angesehen werden. 

Frankreich versteht sich als aktive Gestaltungsmacht in der 

Weltpolitik und nach eigenem Selbstverständnis als Grande Nation. Und 

obwohl Frankreich politisch und militärisch an EU und NATO gebunden 

ist, handelt es deshalb auch manchmal unilateral. Eine flexible 

Ausrichtung, bei der – je nach Interessenlage – unilateral, multilateral 
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oder bilateral gehandelt wird, hat in der Vergangenheit bereits zu 

Konflikten (z. B. mit Deutschland) geführt. Als höchstes Gut gilt die 

Souveränität Frankreichs, wobei die französische Diplomatie damit auch 

manchmal in Widerspruch zu Verbündeten gerät. In jüngerer Zeit wurde 

der Souveränitätsanspruch auch auf die europäische Ebene gehoben, 

wobei die EU nach den Plänen der Regierung Macron eine möglichst 

eigenständige Rolle in der Weltpolitik spielen soll. Eine weitere Konstante 

ist die bis auf die Kolonialzeit zurückgehende Mission Civilisatrice (= 

zivilisatorische Aufgabe): eine als historisch empfundene Mission, die 

darum bemüht ist, Werte der Französischen Revolution wie Freiheit und 

Demokratie in der Welt zu verbreiten, welche allerdings auch schon mit 

der Verfolgung wirtschaftlicher und geostrategischer Interessen in 

Konflikt geraten sind. 

Eine besondere Rolle in der französischen Außenpolitik spielt die 

Kulturdiplomatie. Die kulturelle Soft Power (= weiche Macht) soll dabei 

die französische militärische, wirtschaftliche und diplomatische Macht 

ergänzen. Frankreich gilt seit dem späten 19. Jahrhundert als Pionier der 

internationalen Kulturpolitik und besitzt bis heute ein dichtes Netz an 

Kulturinstitutionen im Ausland. Dazu zählen das Institut français zur 

auswärtigen Kulturförderung und die Alliances Françaises (= 

französische Bündnisse), wobei Ersteres direkt dem Außenministerium 

unterstellt ist. Ebenfalls erwähnenswert ist die Organisation 

internationale de la Francophonie (OIF), in der die französischsprachigen 

bzw. frankofonen Länder organisiert sind. Das Französische ist eine 

Amtssprache in zahlreichen internationalen Organisationen wie die VN. 

Durch die Globalisierung und den weltweiten Siegeszug des Englischen ist 

das Französische in internationalen Organisationen trotz einer 

wachsenden Zahl an Sprechern jedoch unter Druck geraten, wobei bereits 

eine „Krise der französischen Kulturdiplomatie“ ausgemacht wurde. 
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Andere Probleme sind die chronische Unterfinanzierung französischer 

Kulturinstitute und verbreitete antifranzösische Einstellungen in 

ehemaligen französischen Kolonien. 

Neben der französischen Außenpolitik, die – zumindest nach außen 

hin – vor Kraft strotzt, gerade auch unter Präsident Emmanuel Macron 

und seinen nicht gerade geringen außenpolitischen Ambitionen, sind 

jedoch die innenpolitischen Herausforderungen Frankreichs nicht zu 

unterschätzen. So ist es nicht sonderlich überraschend, dass Macron in 

diesen Tagen rastloser denn je wirkt. Gleich mehrere Auslandsreisen 

unternahm er im vergangenen Monat: ein Afrika-Gipfel in Nairobi, Reisen 

nach Ägypten, Armenien, Andorra und Äthiopien. Der französische 

Präsident empfängt, inszeniert und kündigt an. 

Für den französischen Präsidenten ist es ein Wettlauf gegen die Zeit. 

Spätestens am 13. Mai 2027 muss er den Élysée-Palast verlassen. Nach 

zwei Amtszeiten darf er nicht mehr kandidieren. Während sich potenzielle 

Nachfolger längst in Stellung bringen, versucht Emmanuel Macron, 

Handlungsfähigkeit auszustrahlen. Er selbst sagt laut Handelsblatt wie 

folgt: „Ich arbeite bis zur letzten Sekunde.“ 

Allerdings ist Macrons Spielraum wenigstens innenpolitisch stark 

geschrumpft. Auf internationaler und europäischer Bühne dagegen 

versucht er weiter, den Takt vorzugeben. Ob ihm das gelingt, ist auch für 

Deutschland relevant: bei Verteidigung, Industriepolitik und der Frage, 

wie handlungsfähig Frankreich in Europa noch ist. Folgende zwei Fragen 

zieht das Ganze unweigerlich nach sich: Wie viel Macht besitzt der 

französische Präsident noch? Wird er womöglich zur „lahmen Ente“? 

Und was heißt das konkret für Deutschland? 

Im Élysée-Palast sind Emmanuel Macrons nächtliche 

Textnachrichten legendär. Der Beraterstab ist offenbar an nächtliche 
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Aufträge gewöhnt. Macron pflegt das Bild eines Präsidenten, der stets 

arbeitet. Dem französischen Fitness-Influencer Tibo InShape soll er 

erzählt haben, er komme mit vier Stunden Schlaf aus und habe dank 

regelmäßigem Sport „mehr Ausdauer“ als andere Staatschefs. Dieses 

Tempo gibt Macron auch seinem Umfeld vor. In seinem letzten Amtsjahr 

mehr denn je: Er will nicht wie ein Präsident wahrgenommen werden, der 

nur noch seinen eigenen Abgang verwaltet. 

Nochmals zur Erinnerung, wo Frankreich damals stand, als Macron das 

Ruder übernahm: 

Vor zehn Jahren hatte er die französische Parteienlandschaft 

revolutioniert. Am 6. April 2016 kündigte Macron, damals noch 

Wirtschaftsminister des sozialistischen Präsidenten François Hollande, 

die Gründung einer eigenen Bewegung an: „En Marche!“, die sich später 

in „Renaissance“ umbenannte. Anders als Angela Merkel, die die CDU 

über 16 Jahre Stück für Stück in die Mitte rückte, schuf Macron sich seinen 

Platz im französischen Parteiensystem durch die Sprengung der alten 

politischen Kräfte. Die neue Bewegung sollte „weder rechts noch links“ 

sein, damit sollte das Lagerdenken und die politische Polarisierung 

überwunden werden – das ist bis zum heutigen Tag das Credo des 

französischen Präsidenten. Beim Personal setzte er maßgeblich auf 

Politiker der Mitte-Rechts- und Mitte-Links-Parteien sowie auf Mitglieder 

der Zivilgesellschaft. 

Das Experiment schien aufgrund der Verdrossenheit mit den 

etablierten Parteien zu funktionieren. Die Sozialisten rutschten bei der 

Präsidentschaftswahl 2022 auf unter zwei Prozent. Die Republikaner 

brachten es noch auf knapp fünf Prozent. Fast schien es, als wäre das alte 

Parteiensystem erfolgreich zerschlagen worden. 
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Doch wofür Renaissance genau steht, ist bis heute völlig unklar. Denn 

Macrons eigene ideologische Beliebigkeit hat auf die Partei abgefärbt. 

Nachdem er 2014 zum Wirtschaftsminister nominiert worden war, 

bezeichnete er sich vor Unternehmern selbst als „Sozialist“. 2016 folgte vor 

einem dezidiert rechten Publikum die Kehrtwende: Er sei doch kein 

Sozialist, gab Macron nun zu Protokoll und führte seinen Wahlkampf mit 

dem Versprechen, die Rechts-Links-Teilung in Frankreich zu überwinden. 

Diesen Markenkern des „Macronismus“ will Gabriel Attal, ein 

ehemaliger Premierminister Macrons, der die Partei „Renaissance“ seit 

rund zwei Jahren führt, erhalten. Doch zu Beginn von Attals Amtszeit als 

Regierungschef, genauer gesagt im Jahr 2024, wurden 

Zuwanderungsgesetze verschärft und Renaissance stand in den Augen 

neutraler Beobachter jetzt deutlich rechts der Mitte. Außer dem vagen 

Anspruch, Politik in der Mitte zu machen, ist völlig unklar, was Attal und 

die besagte Partei als politische Ideologie vom Macronismus übernehmen 

werden. Dass aus En Marche! und später Renaissance nie mehr wurde als 

eine Wahlplattform für ihren Gründer, zeigte sich im Sommer 2024. 

Gegen den ausdrücklichen Rat seines Umfelds entschied Macron sich nach 

der Niederlage seiner Partei bei den Europawahlen dazu, die 

Nationalversammlung aufzulösen und Neuwahlen auszurufen. Viele 

Abgeordnete der Präsidialpartei zahlten für sein Manöver mit ihrem 

Mandat, die Partei und ihr Vorsitzender Attal entfremdeten sich von 

Macron zusehends. 

Hinzu kommt, dass Macrons politischer Mitte-Kurs, entgegen 

seinen Versprechungen, seit 2016 nicht zur Versöhnung der französischen 

Politik geführt hat – im Gegenteil. Macron, der sich 2017 und 2022 erneut 

als Bollwerk gegen linke und rechte Extremisten in Stellung brachte, wird 

ein polarisiertes politisches System in Frankreich hinterlassen. In der 

Nationalversammlung verlor der Präsident schon 2022 seine Mehrheit, 
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Koalitionen und eine Kompromisskultur werden seit geraumer Zeit so 

vielstimmig wie erfolglos gefordert. 

Zugleich wächst das politische Gewaltpotenzial auf der Straße. Im 

Februar 2026 töteten Linksradikale einen 23-jährigen rechtsradikalen 

Aktivisten. Im Nachgang der Kommunalwahl vom März dieses Jahres 

wurden Wahlverlierer gedemütigt, Wahlgewinner traten nach 

Morddrohungen schnell wieder zurück, Rathäuser wurden verwüstet, 

teilweise auch geplündert. 

Was folgt daraus für die Zukunft Frankreichs? – Bei der 2027 

anstehenden Präsidentschaftswahl ist ein Duell von Rechts- und 

Linksaußen, in Form der Kandidaten des Rassemblement National (RN) 

und von La France Insoumise (LFI) in der zweiten Wahlrunde, nicht mehr 

ausgeschlossen. Beide Parteien verfügen über ein mindestens so großes 

Disruptionspotenzial, wie Macron es sich selbst ab dem Jahr 2017 

zugeschrieben hatte – für Frankreich, aber auch für den europäischen 

Binnenmarkt, für die EU oder die NATO. 

Daher versuchen Macron und seine Verbündeten nun, die 

Institutionen der Französischen Republik gegen alle Unwägbarkeiten 

abzusichern. Dass der Gouverneur der französischen Nationalbank 

zurücktrat und so den Weg für eine vorzeitige Nominierung freimachte, 

die Präsidentschaft des Rechnungshofs vorzeitig neu besetzt wurde und in 

Brüssel Druck gemacht wird, die Verhandlungen zum mehrjährigen 

Finanzrahmen der EU vorzuziehen – das alles wird als Versuch gedeutet, 

die Spielräume rechter und linker Populisten einzuschränken. 

Außenpolitisch werden Macron und der Macronismus deutliche 

Spuren hinterlassen. Die Agenda der europäischen Souveränität ist 

mittlerweile weit über Paris hinaus in vielen Hauptstädten ein gesetzter 

Begriff. Seine zunehmend drastischen Warnungen seit 2017 waren richtig 
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und Macron erkannte die Verschiebungen der internationalen Politik viel 

früher als die politischen Eliten in Berlin. Emmanuel Macron hat ein 

Fundament angelegt, auf dem andere, z. B. Bundeskanzler Friedrich Merz, 

aufbauen können. 

Unterlaufen werden die außenpolitischen Erfolge Macrons aber 

durch sein Scheitern bei Reformen im Inneren. Von den gesunkenen 

Arbeitslosenzahlen und gestiegenen Investitionen in den Standort 

Frankreich abgesehen, ist von den Versprechen von 2017 wenig übrig 

geblieben. Eine Verkleinerung des Staatsapparates wurde nie ernsthaft 

angegangen, die Staatsquote bleibt unverändert hoch. Die Reduzierung 

der öffentlichen Ausgaben hat sich ins Gegenteil verkehrt, die Bedienung 

der Zinsen auf Staatsschulden wird absehbar erster Posten des 

französischen Haushalts sein. Für die häufig angekündigte 

Wahlrechtsreform und Weiterentwicklung der Fünften zur Sechsten 

Republik fehlte Macron erst die Zeit und dann die Legitimität. Das 

politische System Frankreichs wirkt zunehmend dysfunktional. Eine 

Rentenreform, die gegen große Widerstände durchgesetzt worden war, 

opferte der aktuelle Regierungschef, Sébastien Lecornu, um im Parlament 

nicht gestürzt zu werden. 

Es stellt sich unweigerlich die folgende Frage: Was hinterlässt 

Emmanuel Macron am Ende seiner Präsidentschaft? 

→ Der Weg in die unbestimmte politische Mitte stärkte in 

Frankreich die äußeren Ränder. Die Überwindung der klassischen Rechts-

Links-Teilung war zwar erfolgreich, ebnete aber nicht einer 

reformorientierten und pragmatischen Politik den Weg, sondern sorgte 

dafür, dass eine Abkehr vom Establishment und die Hinwendung zum 

aggressiven Populismus erfolgte. 

→ Wer stets vor Populismus warnt, sollte selbst demokratisch 

tadellos agieren. Dass Präsident Macron seit 2017 die Gefahren von 

Rechts- und Linksaußen an die Wand wirft, zugleich aber selbst die Macht 

im Präsidialamt konzentrierte und das Land 2024 mit der Auflösung der 
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Nationalversammlung in Geiselhaft nahm, wirkt widersprüchlich. Macron 

hinterlässt ein System mit ungebrochener präsidialer Macht, einem völlig 

zerstrittenen Parlament und dem nicht eingelösten Versprechen von 

Volksentscheiden. Für Populisten und Erlöserfiguren jeglicher Couleur 

eine fast perfekte Mischung. 

→ Selbst in Krisenzeiten sollte Außenpolitik nicht vollends die 

Oberhand gewinnen. Nach dem Verlust seiner parlamentarischen 

Mehrheit konzentrierte sich Macron zusehends auf die internationale 

Politik, wo er weiter glänzen konnte. Gleichzeitig verlor er das Vertrauen 

seiner Landsleute und die Kontrolle über die Innenpolitik. 

→ Am Auf- und Abstieg Macrons in der Gunst der französischen 

Wähler über ein Jahrzehnt lässt sich viel über französische Politik lernen. 

Und auch wenn es vor dem Hintergrund vieler aktueller deutsch-

französischer Streitigkeiten nicht so aussieht: Macron könnte den 

Deutschen schon bald fehlen. 

 

4. Fazit und Ausblick: Kann der europäische Balance-

akt gelingen oder scheitert Europa? 

 

Die schwarz-rote Bundesregierung unter der Leitung von Kanzler Merz 

konnte außenpolitisch zumindest phasenweise mit US-Präsident Trump 

im vergangenen Jahr mithalten im Sinne der wechselseitigen 

Verständigung, die längst kein Selbstläufer mehr ist. Hier hatte es sogar 

eine Zeit lang den Anschein gehabt, als sollte Friedrich Merz – ähnlich wie 

NATO-Generalsekretär Mark Rutte – in der Lage sein, Donald Trump zu 

besänftigen und einzulullen. Doch spätestens im Jahr 2026 hat sich das 

Ganze wieder in eine andere, leider sehr negative Richtung entwickelt. 

Aufgrund von Trumps immer unberechenbarer werdenden Politik – im 

Sinne eines Zickzackkurses – wird es zunehmend schwierig, einen 

gemeinsamen transatlantischen Nenner zu finden. Auf der persönlichen 

Ebene zwischen dem deutschen Kanzler und dem US-Präsidenten gibt es 
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zwar wohl noch regelmäßigen Kontakt, aber eben immer mehr auch ein 

ständiges Auf und Ab, was mit der Zeit zu vermehrter Frustration führen 

könnte. Denn Berlin ist für Washington nicht gerade unbedeutend, wenn 

es um Angelegenheiten geht, die den europäischen Kontext und die 

Koordination transatlantischer Politik betreffen. Diese Negativ-

entwicklung geht mittlerweile sogar so weit, dass ein transatlantischer 

Bruch nicht mehr gänzlich ausgeschlossen werden kann. 

Die Konsequenz daraus ist, dass entweder die europäisch-

amerikanischen Beziehungen neu vermessen werden müssten, wobei 

diese Maßnahme den ausdrücklichen politischen Willen beider Seiten 

erfordern würde, oder aber – bei einer völligen Verweigerung – ein jähes 

Ende der transatlantischen Ära droht. Zu sehr gehen die Ansichten und 

Positionen diesseits und jenseits des Atlantiks auseinander – auch was die 

Ukraine-Politik betrifft. Auch betreibt US-Präsident Trump eine Politik 

gegenüber Moskau und Peking, die so zu verstehen ist, dass er glaubt, dass 

dies dann das künftige Machtdreieck sein wird, welches die restliche Welt 

untereinander aufteilt, und das ganz im Sinne der „Macht des Stärkeren“ 

und der damit verbundenen unumstößlichen Logik der Machtpolitik mit 

dem Vorrang nationaler Interessen. Demnach würde EU-Europa in 

absehbarer Zeit leer ausgehen. 

Für Europa kommt es nun entscheidend darauf an, die Weichen für 

die Zukunft zu stellen und dafür zu sorgen, dass künftig – im schlimmsten 

Fall auch ohne die USA – Sicherheit im europäischen Rahmen garantiert 

werden kann. Die Zauberformel in diesem Zusammenhang lautet: 

„strategische Autonomie Europas“. Kurz- bis mittelfristig scheint dies ein 

durchaus kühnes Unterfangen zu sein, langfristig aber dürfte es keine 

echte Alternative dazu geben. Europa sollte sich im Zuge dieser Szenarien 

darüber im Klaren sein, dass ein Scheitern der eigenen Existenzsicherung 

zur europäischen Katastrophe werden könnte, die sich dann darin äußern 
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würde, dass der europäische Kontinent sang- und klanglos untergeht bzw. 

zwischen Washington, Moskau und Peking aufgeteilt werden würde. Es 

sollte daher klar sein, dass ein solches Szenario unter allen Umständen 

vermieden werden muss. 

Welche Staaten innerhalb der EU sich als Führungsmächte 

durchsetzen werden, ist noch nicht ausgemacht. Häufig werden in diesem 

Kontext Deutschland, Frankreich und Polen, auch als „Weimarer Dreieck“ 

bezeichnet, genannt. Zusätzlich sicherheitspolitisch relevant bleibt auch 

weiterhin Großbritannien als zweite europäische Atommacht, und das 

trotz des EU-Referendums vom 23. Juni 2016 und das damit verbundene 

Votum der Briten für den „Brexit“ (= Austritt Großbritanniens aus der 

EU), der dann zu Beginn der 2020er-Jahre offiziell vollzogen worden ist. 

Nationale Egoismen auf europäischer Ebene müssten jedoch erst einmal 

dringend überwunden werden, damit Europa stark und handlungsfähig 

wird, denn nur im Verbund kann eine derartige Unternehmung gelingen 

und der Kontinent Europa überleben. Auf die USA – wenigstens unter 

Trump 2.0 – ist definitiv kein Verlass mehr, soviel steht fest. 

Frankreich könnte – abhängig vom Ausgang der Präsidentschafts-

wahl 2027 – der Hauptschutzgarant im europäischen Rahmen zu einem 

späteren Zeitpunkt werden. Die Bereitschaft dazu ist kürzlich schon 

einmal von Paris signalisiert worden. Ich spiele darauf an, dass jüngst ein 

Abkommen zwischen Frankreich und Norwegen zustande gekommen ist, 

wonach ein potenzieller Angriff auf Norwegen eine französische nukleare 

Reaktion auslösen könnte. Im März 2026 bot Frankreichs Präsident 

Emmanuel Macron an, den französischen nuklearen Schutzschirm auf 

andere europäische Länder auszuweiten. Bislang profitieren davon Polen, 

Litauen und zuletzt, wie bereits erwähnt, auch Norwegen. Insofern ist 

auch nicht zu bestreiten, dass Frankreich eine besondere Stellung in der 

EU einnimmt. Das Land ist seit dem Brexit die einzig noch verbliebene 
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EU-Staat mit Atomwaffen, was natürlich die Angst vor einem möglichen 

russischen Angriff – über die Ukraine hinaus – verstärkt und für 

entsprechende Unsicherheit sorgt. Fakt ist: Frankreich besitzt 290 der 

weltweit rund 12.241 Atomwaffen (Stand laut Statista: Januar 2025), die 

auf insgesamt neun Staaten verteilt sind, und ist somit nach der 

Russischen Föderation (5.459), den USA (5.177) und der Volksrepublik 

China (600) die viertgrößte Atommacht der Welt, die existiert. Zusätzlich 

sollten als weitete Atommächte auch noch folgende kurz Erwähnung 

finden, damit wir an dieser Stelle das ganze Bild haben: Großbritannien 

(225), Indien (180), Pakistan (170), Israel (90) und Nordkorea (50) 

kommen noch hinzu. 

Gerade auch vor diesem Hintergrund gibt es gute Gründe, die 

Zeichen der Zeit zu erkennen und neben dem europäischen Rahmen auch 

global weitere potente Verbündete im Bereich der Sicherheitspolitik wie 

Japan, Südkorea, Australien oder Kanada hinzuzuholen, damit EU-

Europa am Ende nicht allein dasteht auf weiter Flur. Letztendlich liegt es 

an uns, ob wir bereit sind, die notwendigen Schritte zu unternehmen, 

damit unser Kontinent auch morgen noch existiert. Deutschland muss 

dabei als Staat in der Mitte Europas für das „Ende der Selbstfesselung“ 

(Stefan Fröhlich) bereit sein und in besonderer Weise, allein schon aus 

historischer Verantwortung heraus, seine große europapolitische 

Verantwortung sehen und diese auch wahrnehmen. Ob uns das unter 

Bundeskanzler Merz und seiner schwarz-roten Koalition – nach der 

gescheiterten Ampelregierung von Kanzler Scholz – gelingt, bleibt 

abzuwarten. Unklar ist auch, wie die nicht zu verleugnenden Unterschiede 

in den strategischen Kulturen zwischen Deutschland und Frankreich 

überwunden werden können – ein wesentlicher Punkt für jeglichen 

Fortschritt. 

Vielen Dank für Ihre bisherige Aufmerksamkeit. Ich freue mich nun auf den 

Austausch mit Ihnen! 


